
 

1 
 

 

Positionspapier 

 

Arbeitszeitgrenzen erhalten, Schutzstandards bewahren 

 

1. Ausgangslage 

Im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD ist eine Reform des Arbeitszeitgesetzes ange-

kündigt. Ziel ist es, die tägliche Höchstarbeitszeit im deutschen Arbeitszeitgesetz durch eine 

ausschließlich wöchentliche Obergrenze zu ersetzen. Erklärtes Ziel ist „mehr Flexibilität“ im 

Arbeitszeitgesetz.  

Das Gesetz erlaubt grundsätzlich eine werktägliche Arbeitszeit von bis zu acht Stunden, wo-

bei Ausnahmen und Überstunden mit Ausgleichsmöglichkeiten zulässig sind. Tarifverträge 

ermöglichen darüber hinaus weitere Abweichungen nach oben, die aber stets mit Kompen-

sationen verbunden sind. Schon heute bietet das Gesetz also Flexibilität – in einem Rahmen, 

der die Gesundheit schützt. Diese Schutzfunktion ist arbeitswissenschaftlich belegt und ge-

sundheitspolitisch unverzichtbar. 

 

2. Arbeitswissenschaftliche Fakten 

Studien zeigen, dass Produktivität nicht linear mit Arbeitszeit steigt – vielmehr nimmt die „ef-

fektive Leistung pro Stunde“ bei längeren Arbeitszeiten ab, u. a. durch Ermüdung und redu-

zierte kognitive Leistungsfähigkeit. Dies wurde in klassischen Arbeitszeit-Untersuchungen 

belegt.1 

Lange Arbeitsschichten und Schlafmangel führen zu messbaren Defiziten bei Aufmerksam-

keit, Reaktionszeit und Fehleranfälligkeit.2 Aus der Schichtarbeitsforschung ist bekannt, dass 

vor allem das Unfallrisiko mit zunehmender Arbeitszeit und Ermüdung steigt und mehr Fehler 

und Unfälle bei längeren Schichten (z. B. 10 – 12 Std. vs. 8 Std.) passieren.3 Schichtarbeit 

und lange Arbeitszeiten sind zudem häufiger mit Schlafstörungen, kürzerer Schlafdauer und 

schlechterer Schlafqualität verbunden. Dies wiederum führt zu einer geringeren Regenera-

tion und Erholung der Betroffenen.4 

Der Achtstundentag und eine tägliche Ruhezeit von elf Stunden gelten somit als zentrale 

Schutzstandards. Diese Erkenntnisse haben im Gesundheitswesen besondere Bedeutung:  

                                                           
1 John H. Pencavel, The Productivity of Working Hours, IZA Discussion Paper Nr. 8129, Bonn 2014, verfügbar 
unter: https://docs.iza.org/dp8129.pdf  (Abruf: 15.04.2026). 
2 June J. Pilcher / Drew M. Morris, Sleep and Organizational Behavior: Implications for Workplace Productivity 
and Safety, in: Frontiers in Psychology 11 (2020), Art. 45, DOI: 10.3389/fpsyg.2020.00045. 
3 Nils Backhaus / Johanna Nold / Ines Entgelmeier / Frank Brenscheidt / Anita Tisch, Arbeitswissenschaftliche 
Erkenntnisse zu Arbeitszeit und gesundheitlichen Auswirkungen, 2. Aufl., Dortmund 2023 (baua: Fokus) 
4 Amanda N. Hudson / Hans P. A. Van Dongen / Kimberly A. Honn, Sleep deprivation, vigilant attention, and 
brain function: a review, in: Neuropsychopharmacology 45 (2020), S. 21–30, DOI: 10.1038/s41386-019-0432-6. 
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Patientensicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten sind untrennbar miteinander 

verbunden. 

 

3. Ärztliche Realität 

Die Diskussion um „mehr Flexibilität“ im Arbeitszeitgesetz ignoriert die Realität im Gesund-

heitswesen. Die regelmäßig durchgeführten Umfragen im Rahmen des „MB-Monitors“5 zei-

gen eindeutig: Klinikärztinnen und -ärzte leisten im Durchschnitt mehr als sechs Überstunden 

pro Woche. Das sind aufs ganze Jahr gerechnet 65 Millionen Überstunden, die allein von an-

gestellten Ärztinnen und Ärzten in Krankenhäusern geleistet werden. Auch das ist ein Aus-

weis von Flexibilität, der von den Arbeitgebern häufig völlig übersehen und kaum wertge-

schätzt wird.  

Nahezu alle vollzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzte wünschen sich eine wöchentliche Ar-

beitszeit von höchstens 48 Stunden. Tatsächlich arbeiten sie im Schnitt rund 55 Stunden pro 

Woche – ein Viertel sogar 60 Stunden und mehr, inklusive Bereitschaftsdienste. Fast ein 

Drittel der Ärztinnen und Ärzte in Weiterbildung erwägt einen Berufswechsel. Es existiert also 

kein Flexibilitätsdefizit, sondern vielfach ein Belastungsproblem im ärztlichen Alltag. 

 

4. Eingriff in die Tarifautonomie 

Viele Schutzmechanismen in Tarifverträgen – etwa Ruhezeiten, Freizeitausgleich oder Be-

grenzungen langer Dienste – bauen auf einer gesetzlichen Höchstarbeitszeit auf. Tarifliche 

Ausnahmen funktionieren nur, wenn es eine gesetzliche Regel gibt, von der in tariflich defi-

nierten Ausnahmen abgewichen werden kann.  

Wird die tägliche Obergrenze abgeschafft: 

• verlieren tarifliche Schutzmechanismen ihre Grundlage 

• werden Beschäftigte ohne Tarifbindung besonders schutzlos 

• entsteht ein Widerspruch zum politischen Ziel der Tarifstärkung (Tariftreuegesetz). 

Die Reform würde faktisch die Tarifautonomie untergraben. Es müssten lange bestehende 

Tarifnormen neu verhandelt werden.  

 

5. Das Arbeitszeitgesetz ist bereits flexibel 

Schon heute erlaubt das Gesetz eine Verlängerung der Arbeitszeit auf bis zu 10 Stunden 

täglich, Ausgleichszeiträume über Monate, tarifvertragliche Öffnungsklauseln und branchen-

spezifische Sonderregelungen. 

                                                           
5 Ergebnisse der Mitgliederbefragung MB-Monitor 2024, verfügbar unter www.marburger-bund.de/monitor 
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Von diesen Möglichkeiten wird auch in Tarifverträgen des Marburger Bundes umfassend Ge-

brauch gemacht. Das bestehende System verbindet Flexibilität mit Schutz – genau diese Ba-

lance darf nicht zerstört werden. 

 

6. Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben 

Die Behauptung, längere Tagesarbeitszeiten verbesserten die Vereinbarkeit von Beruf und 

Privatleben, ist nicht nachvollziehbar. Sie widerspricht vielmehr arbeitsmedizinischen Er-

kenntnissen, den realen Betreuungszeiten zum Beispiel in Schulen und Kitas und ebenso 

den erklärten Wünschen der Beschäftigten.  

 

7. Bewertung des Marburger Bundes 

Der Marburger Bund lehnt die geplante Abschaffung der täglichen Höchstarbeitszeit ab. Eine 

Umstellung auf eine reine Wochenhöchstarbeitszeit bedeutet: 

▪ eine erhebliche Mehrbelastung für die Beschäftigten 

▪ ein erhöhtes Gesundheitsrisiko durch überlange Arbeitszeiten 

▪ eine Gefährdung der Patientensicherheit 

▪ eine Aushöhlung tariflicher Schutzmechanismen 

▪ und letztlich einen Angriff auf die Tarifautonomie 

Die generelle Abschaffung der täglichen Höchstarbeitszeit ist ein Irrweg. Als einziger tägli-

cher Schutzmechanismus würde die elfstündige Ruhezeit verbleiben, so dass der Arbeitge-

ber 13 Stunden am Tag Arbeitszeit anordnen könnte inkl. Pausen.  

Der Achtstundentag sollte die generelle Richtschnur im Arbeitszeitgesetz bleiben. Ausnah-

men sieht das Gesetz bereits jetzt vor. Etwaige Änderungen mit Bezug auf besondere Ar-

beitskonstellationen (mobiles Arbeiten) lassen sich auch ohne pauschale Abkehr von den 

bisherigen Grundsätzen realisieren. 
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